
pür das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz? ZPO §§ 549« 563; Internationales Privatrecht
(Allgemeines)

Rechtssafcz: De?B Tatrichter ist es nicht gestattet, das für
den Streitfall anzuwendende Recht dahingestellt 
sein zu lassen« Erweist sich indessen die Ent­
scheidung nach allen in Betracht korrmenden 
Rechtsordnungen als gerechtfertigt, so ist 
die unterlegene Partei trotz der Gesetzesver- 
letzung nicht beschwert (Bestätigung von RGZ 
167 j 274^280 ).

Aktenzeichens I ZR 190/54 
Urto des BGH vom 11* Mai 1956
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- V e r k ü n d e t  
I am 11« Mai 1956

AfunaUj Justizobersekretär 
als Urkunds beamt er der Ge­

schäftsstelle

£

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Firma 
schäftsführex ,

GmbH, vertreten durch den Ge- 
, GÄ^Pstraße
Beklagten und Revisionskläg 

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr»
gegen

den Verband D 
durch den VorsTfänu,

eflVo, vertrete

Kläger und Revisionsbeklagt 
- prozeßbevollmächtigterj Rechtsanwalt Dr«

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 11« Mai 1956 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr«, h«c« Wilde, Dr« Birnbach, Dr »Rastels 
Dr« Christoph und Dr« Weiß

für Recht erkannt %

Die* Revision der Beklagten gegen das den Parteien 
am 9« August 1954 an Verkündungs Statt zugestellte 
Urteil des 6« Zivilsenats des Öberlandesgerichts 
München wird auf Kosten der Beklagten zurückgewiesen»

Von Hechts wegen
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Tatbestands

Der Verband der Filmproduzenten der britischen Zone 
und der Verband nordwestdeutscher Filmverleiher schlossen 
am 20o Februar 194-8 mit dem Fachverband der Filmindustrie 
Österreich in der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
ein Abkommen über den Austausch von Filmen» Am 23cFebruar/
7e Mai 1948 wurde ein Abkommen gleichen Inhalts zwischen 
dem Fachverband der Filmindustrie Österreich und den Ver­
bänden der Filmproduzenten und der Filmverleiher der ameri­
kanischen Zone abgeschlossen*

Diese Abkommen enthalten u»a* folgende Bestimmungen?
»Ziffer 1)
Der Austausch der Filme zwischen Österreich und der 
Bi-Zone soll zunächst den gegebenen Größen ent­
sprechend im Verhältnis 1 zu 4 durchgeführt werden, 
dohp daß auf Grund der Ausfuhr eines österreichischen 
Filmes nach der Bi-Zone Deutschlands, von dort vier 
unter britischer - bzw» amerikanischer - Lizenz herge­
stellte Spielfilme nach Österreich eingeführt werden.. 
Die Lieferung der Kopien für die Auswertung der Fil­
me oder des Bohmaterials ist jeweils Sache des Pro­
duzenten, wobei die. Vertragsschließenden darüber 
einig sind, daß für eine sachgemäße Auswertung eines 
Spielfilms in Österreich mindestens 5 Kopien, für 
die eines Spielfilms in der Bi-Zone mindestens 20 
Kopien erforderlich sind»

Ziffer-g)
Aus Österreich nach der Bi-Zone Deutschland ausge­
führte Filme werden durch in der Bi-Zone lizenzierte 
freie deutsche Verleihfirmen ausgewertet, während 
.umgekehrt die nach Österreich eingeführten Filme 
durch österreichische Verleihfirmen ausgewertet 
werden» Die von dem Verleiher aus der Auswertung 

' erzielten Einnahmen werden im Verhältnis 70# für 
den Produzenten zu 30# für den Verleiher geteilt»
Die sonstigen Vertragsbedingungen werden in den 
zwischen Produzenten und Verleihern abzuschließenden 
privaten Einzelverträgen festgelegt«*
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Am 60 September 1948 fand in Bad Reichenhall zwischen 
den Vertretern der österreichischen und der deutschen 
Filmwirtschaft eine Besprechung statt, bei der ein Vor­
führungstermin für die zum Austausch in Präge kommenden 
Filme vereinbart und u«a« folgendes bestimmt wurde%

"5* Rach der Vorführung der Pilme soll der Abschluß 
der Lizenzverträge in freier Vereinbarung er­
folgen*

O 9 o o O
6* Die unter das Austauschabkommen fallenden Ver­

träge müssen den von den Militärregierungen ge­
nehmigten Bedingungen dieses Abkommens ent­
sprechen* Es wird vereinbart, daß keine vorab­
zugsfähigen Posten wie Zoll, Pracht9 Zensur, 
Versicherung, Uraufführungsreklame etc* in 
Präge kommen* Diese Spesen sollen von den Ver­
leihern aus ihrem Anteil von 30# getragen wer­
den, da die Kopienkosten zu Lasten der Produ­
zenten gehen"*

Die Vorführung der Pilme fand ab 11* Oktober 1948 in 
Bad Reichenhall statt, wobei u*a* die österreichischen 
Pilme "Anni" und "Der Engel mit der Posaune” für den 
Austausch ausgewählt wurden* Am 16* Oktober 1948 wurde 
zur Ausführung des Austauschabkommens zwischen den Ver­
tretern der Filmwirtschaft der beiden beteiligten Län­
der u*a* vereinbart %

"Die Produzentenanteile der Österreichischen Pilme 
sind auf ein bei^er*|DejitachenEffekten- und 
Wechselbank" in unter der Be­
zeichnung "Verbanc^lertfilmproauzenten e*V* 
Sonderkonto Österreich" zu errichtendes Sperr­
konto einzuzahlen"•

In einem .Zusatzabkommen vom 7p April 1949 legten die an 
dem Filmaustauschabkommen beteiligten Verbände u*a* 
nieder:
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"Zur Klarstellung wird festgestellt, daß die aus der 
Verwertung der 5 österr« Filme in Deutschland an­
fallenden Einspielergebnisse den deutschen Pro­
duzenten der nach Österreich gelieferten Filme, die 
in Österreich erzielten Einspielergebnisse der 
deutschen Filme den österr«, Produzenten zur Ver­
fügung stehen"o

Es ist zwischen den Parteien unbestritten, daß das Aus­
tauschabkommen, die zusätzlichen Vereinbarungen und die 
zu ihrer Ausführung geschlossenen Einzelverträge alle 
erforderlichen behördlichen Genehmigungen erhalten haben..-

Die Beklagte schloß am 16„ Oktober 1948 in Bad 
Reichenhall über die beiden bezeichneten österreichischen 
Filme Filmverwertungsvertrüge, und zwar über den Film 
"Anni" mit der ̂ ^^-Filmgesellschaft mbH in Wien, die 
gleichzeitig für die Filmgesellschaft mbH in Wien
handelte, und über den Film "Der Engel mit der Posaune" 
mit der ^ ^ ^ - F i l m  Verleih- und Vertriebs-GmbH in Wien, 
die im Hamen und in Vollmacht der ̂ ^JPJ|J^-Film GmbH 
in Wien handelte„ In beiden Verträgen ist vereinbart, 
daß der Produzent der Beklagten 20 Kopien zu liefern 
und daß er 70# der Nettoverleiheinnahmen zu erhalten 
habe, ferner, daß sich sämtliche fälligen Zahlungen 
nach den Bestimmungen des Filmaustauschabkommens und 
seiner Zusätze regeln und im übrigen die "Allgemeinen 
Monopol- und Lieferungsbedingungen" gelten sollen., Für 
alle aus den Verträgen sich ergebenden Streitigkeiten 
ist Wien als zuständiges Gericht bestimmte

Gleichfalls am 16« Oktober 1948 richtete die 
-Film an die Beklagte ein Schreiben, in dem sie 

um Bestätigung der in diesem Schreiben im einzelnen 
niedergelegten "Ergänzungen zu den Vereinbarungen vom 
16* Oktober 1948" bittet und in dem es u.a, heißt%
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"In diesen Vereinbarungen verpflichten wir uns. 
Ihnen 20 Kopien pro Film zu liefern» Wir haben 
jedoch mit Ihnen, gelegentlich Abschluß dieser 
Vereinbarungen, ein Übereinkommen getroffen, 
daß wir Ihnen je Film 4 (vier) Schwarz-weiß- 
Kopien und 1 Dupnegativ liefern, während Sie 
die restlichen 16 Kopien selbst anfertigen 
lassen, jedoch deren Beschaffungskosten von 
unserem Anteil an den Verleiheinnahmen absetzen 
werden”p

Die Beklagte hat nicht nur die zur Auffüllung 
auf 20 Kopien erforderliche Kopienzahl ziehen lassen, 
sondern darüber hinaus von jedem Film noch weitere 30 
Kopien, und zwar ohne vorherige Verständigung der Pro­
duzenten oder des Klägers» Für diese zusätzlichen Ko­
pien sind bei der Beklagten nach ihrer Behauptung 
134»720,15 DM Kosten entstanden, die sie bei ihrer 
Abrechnung und Zahlung in voller Höhe von dem 70#igen 

Produzentenanteil absetzte. Der Kläger hält diese Ver- 
rechnungsart nicht für zulässig; er gesteht der Beklag­
ten zwar zu, daß sie 70# der Kopienkosten auf den Pro­
duzentenanteil verrechnet, verlangt aber, daß sie die 
restigen-30# selbst trägt» Hach Auffassung des Klägers 
•hat demnach die Beklagte 40.416,- DM zu wenig abgeführt 
und sie somit nachzuzahlen» Weil die Beklagte dies ver­
weigert,- klagt er aus dieser Forderung einen Teilbetrag 
von 7«000,- DM ein, wobei er sich auf die Behauptung 
stützt, daß nach dem Austauschabkommen der österreichi­
scher. Produzent für j.hden Film nur 20 Kopien kostenlos 
zu liefeim gehabt habe*

Die Beklagte beantragt Klageabweisungo Sie vertritt 
die Auffassung, daß in Ziff 1 des Austauschabkommens 
nur die Mindestzahl der vom Produzenten zu liefernden 
Kopien festgelegt sei* Auch sei in Ziff 8 des Zusatzab­
kommens vom 6o September 1948 hervorgehoben, daß der 
Produzent alle Kosten für die Kopien übernommen habe„
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Die Beklagte sei daher berechtigt gewesen* die für die Aus­
wertung der beiden Filme erforderlichen weiteren Kopien 
ziehen zu lassen und dem Produzenten die Kosten in Rech­
nung zu stellen« Sein Einverständnis habe der Kläger 
auch deswegen nicht verweigern dürfen, weil die von ihr 
gefertigten Kopien zu einer angemessenen Auswertung not­
wendig gewesen seien«

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Ober­
landesgericht hat im wesentlichen nach dem Klageantrag 
erkannt« Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Wie­
derherstellung des erstinstanzlichen Urteils« Der Klä­
ger bittet um Zurückweisung der Revision«

Entscheidungsgründe5mmmm mmmrnmm «m mm mm mm, mm m* iflr«v mrwm mm mm mm m m m m

I- 1) Das Berufungsgericht vertritt die Auffassung, 
daß die Frage, ob die Beziehungen zwischen den Parteien 
nach deutschem oder österreichischem Recht zu beurtei­
len seien, keiner Prüfung bedürfe, weil es ausschließ­
lich auf die vertraglichen Vereinbarungen und allen­
falls auf die in beiden Ländern gleichen Gepflogenhei­
ten in der Filmbranche ankomme« Dieser Ausgangspunkt 
des angefochtenen Urteils'begegnet allerdings Bedenken« 
Dem Tatrichter ist, wie das Reichsgericht mehrfach 
ausgesprochen hat, verwehrt, unentschieden zu lassen, 
ob deutsches oder ausländisches Recht für die Entschei­
dung des Streitfalls maßgebend ist (RGZ 100, 79 
167, 274 /280/; IPRspr» 1932 Er.38; Raape, Inter­
nationales Privatrecht, 4« Aufl S 122; aA Martin Wolff 
Internationales Privatrecht 3« Aufl S 84, 85)- Dem 
schließt sich der Senat an« Einer Entscheidung über
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das zur Anwendung gelangende Recht bedarf es bereits des­
wegen* weil das Revisionsgericht andernfalls nicht zu be­
urteilen vermag, in welchem Umfange eine Nachprüfung des 
angefochtenen Urteils übei’haupt zulässig ist (vgl § 549 
ZPO)« Dieser Rechtsirrtum des Berufungsgerichts ist in­
dessen für den vorliegenden Sachverhalt ohne entschei- 
dungserhebliche Bedeutung, da sich das Urteil des Beru­
fungsgerichts, wie die nachfolgenden Erörterungen ergeben 
werden, sowohl nach deutschem wie nach österreichischem 
Recht als gerechtfertigt erweist« Trifft aber die Ent­
scheidung jedenfalls im Ergebnis zu, so ist die Beklag­
te trotz der Gesetzesverletzung durch sie nicht beschwert 
(§ 563 ZPO)« Für eine Aufhebung des angefochtenen Urteils 
bestand mithin keine Veranlassung, obwohl das Berufungs­
gericht grundsätzlich nicht hätte unterlassen dürfen, 
das von ihm anzuwendende Recht zu bestimmen (vgl RGZ 
167, 274 /?087)o

2iy Die Revision hat den Standpunkt des Berufungsge­
richts nicht beanstandet, wonach es dahingestellt blei­
ben könne, ob der Kläger lediglich die Stellung eines 
Inkassomandatars oder eines "wirklichen" Treuhänders 
habe erlangen sollen, weil es für die Entscheidung 
nicht darauf ankomme und weil die Beklagte die Sachbe- 
fugnis des Klägers nicht bestreite, der Kläger auf al­
le Fälle auch ein eigenes schut2würdiges Interesse an 
der Geltendmachung der Streitforderung habe» Allerdings 
hat das Berufungsgericht bei diesen an sich zutreffen­
den Erwägungen nicht geprüft, ob die Abtretung der An­
sprüche österreichischer Produzenten oder der von die­
sen erteilte Inkassoauftrag der Genehmigung nach dem 
Gesetz Nr 53 Artikel 1 bedurfte« Indessen bestehen ent­
gegen der Auffassung der Revision devisenrechtliche Be­
denken gegen die Geltendmachung der Klagansprüche nicht«
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Unstreitig ist das zwischen den Parteien abgeschlossene 
Austauschabkommen vom 20o/23» Februar 1948 ebenso wie 
das Zusatzabkommen vom 27« April 1949 devisenrechtlich 
genehmigte Hielten sich aber, wie sich erweisen wird;, 
die auf Grund dieser Abkommen geschlossenen Filmver • 
Wertungsverträge im Rahmen der getroffenen Vereinba­
rungen, die eine gegenseitige Devisenzahlung vermeiden 
wollten, so kann unbedenklich davon ausgegangen werden, 
daß sich die einmal erteilten Devisengenehmigungen auch 
auf Einzelverträge erstreckten und es nicht erforder­
lich war, jeweils für diese noch eine besondere Genehmi­
gung zu erwirken* Auf die Frage, ob bereits durch die 
vor Erlaß des Berufungsurteils erteilten allgemeinen 
Genehmigungen (RA Hr 32/54 vom 15* April 1954 in Ver­
bindung mit Anl A zu RA Nr 113/53 Kennzahl 52 und RA 
Nr 113/53 Nr 22 II) etwaige devisenrechtliche Bedenken 
gegen die Rechtswirksamkeit, der Einzelverträge ausge­
schaltet würden, braucht hiernach nicht mehr einge­
gangen zu werden*

II* In der Sache selbst ist das Berufungsgericht bei­
der Würdigung der Filmverwertungsverträge sowie des 
Austauschabkommens und seiner Zusätze zu dem Ergebnis 
gelangt, daß die Beklagte nicht die Berechtigung habe, 
Kopien über die zur Auffüllung der Kopienzahl von 20 
hinaus erforderliche Menge zu ziehen, geschweige denn, 
dies auf Kosten des Produzenten zu tun* Das Berufungs­
gericht hat bei dieser Prüfung, wie die von ihm vorge­
nommene Auslegung der Verträge und die zur Begründung 
in Bezug genommene deutsche Rechtsprechung und Literatur 
ergeben, tatsächlich deutsches Recht der Entscheidung 
zugrunde gelegt* Der Nachprüfung im Revisionsrechtszug 
unterliegen diese Ausführungen nach deutschem Recht nur 
für den Fall, daß anerkannte Auslegungsregeln oder Ver-
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fahrensvorschriften verletzt worden sind«, Das Austausch- 
abkommen und seine Zusätze stellen allerdings Verein­
barungen dar, die als sog«, typische Vertragsbedingungen 
zu beurteilen sind? da sie für eine Vielheit bereits 
abgeschlossener oder künftiger Verträge als Vertrags­
inhalt zu werten sind und ihr Wirkungskreis über den 
Bezirks eines Oberlandesgerichts hinausgeht (RGZ 153,
62 BG-H L-M § 549 ZPO Nr 15)* Sie sind daher in
der Revisionsinstanz frei nachprüfbare, Jedoch tritt 
der Senat der Auslegung dieses Abkommens durch das 
Berufungsgericht in vollem Umfange bei„

Die Revision hat in erster Linie beanstandet, das 
Berufungsgericht habe übersehen, daß die Einzelverträ­
ge nur zur Ausführung des Austauschabkommens abgeschlos­
sen worden seien«. Ein Wille? von dem Austauschabkommen 
abzuweichen? sei von keinem der Vertragspartner be- 
haupxet worden und hätte sich auch gegenüber der Zif­
fer 8 der Ergänzungsvereinbarung vom 6„ September 1948 
nicht einmal verwirklichen lassen«. Diese Rüge ist nicht 
begründete Wie auch die Revision zugeben muß und wie 
im übrigen die Entscheidungsgründe des angefochtenen 
Urteils eindeutig erweisen? hat sich das Berufungsge­
richt sehr eingehend mit dem Austauschabkommen und 
seinen Zusätzen auseinandergesetzt«, Da es dabei zu 
dem allerdings von der Revision nicht für richtig ge­
haltenen Ergebnis gelangt ist? die abgeschlossenen 
Verwertungsverträge genügten den Mindesterfordernissen 
dieser Abkommen? eine Abweichung von letzteren sei al­
so nicht festzustellen, erweist sich bereits der Aus­
gangspunkt dieses Revisionsangriffes als unrichtig»
Auch hat das Berufungsgericht entgegen der Rüge der 
Revision nicht ausgesprochen, daß "lediglich" die 
Einzelverträge über die beiden Filme entscheidend
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seien« Es hat es nur als irrtümlich bezeichnet, wenn die 
Beklagte und das Landgericht der Beurteilung der Streit­
frage "lediglich” das Austauschabkommen und seine Zusätze 
zugrunde gelegt hätten*

Tatsächlich ist auch das Berufungsgericht bei der von 
ihm vorgenommenen Auslegung von dem Austauschabkommen und 
dem Zusatzabkommen vom 6* September 1948 ausgegangen« Es 
hat dabei die Auffassung vertreten, aus Ziff 2 des Aus­
tauschabkommens und Ziff 5 des Zusatzabkommens folge, daß 
für die Entscheidung des Streitfalles die abgeschlossenen 
Einzelverträge von maßgebender Bedeutung sein müßten» Die­
ser Ansicht ist beizutreten* Denn in Ziff 2 des Austausch­
abkommens heißt es nach der Bestimmung des Verteilungs­
schlüssels der Einnahmen im Verhältnis von 70# für den 
Produzenten und 30# für den Verleiher, daß die sonstigen 
Vertragsbedingungen in privaten Einzelverträgen zwischen 
Produzent und Verleiher festzulegen seien« Ebenso besagt 
Ziff5 aaQ, daß nach Vorführung der Filme der Abschluß 
der Lizenzverträge in freier Vereinbarung erfolgen solle» 
In den abgeschlossenen Filmverwertungsverträgen haben 
die Parteien aber in Ausführung dieser Abkommen verein­
bart, der Verkäufer (Produzent) solle dem Käufer (Ver­
leiher) 20 Kopien liefern» Ist diese Abrede über 20 
Kopien getroffen, ohne daß das Wort "mindestens” hinzu­
gefügt ist, so kann bereits angesichts dieses unzwei­
deutigen und einer Auslegung nicht mehr fähigen Wort­
lauts der Auffassung des Berufungsgerichts nicht ent­
gegengetreten werden, daß hiermit die Zahl der zu lie­
fernden Kopien endgültig festgelegt sei* Diese Ansicht 
wird auch durch das vom Berufungsgericht in diesem Zusam­
menhang zu Recht herangezogene Schreiben des einen Ver­
tragspartners des Beklagten, nämlich der ̂ JPP^-Film- 
Verleih- und Vertriebs-GmbH, bestätigt, in welchem diese
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am 16„ Oktober 1948 wiederholt, sie habe sich durch den 
abgeschlossenen Vertrag verpflichtet, ”20 Kopien pro 
Film zu liefern”« Unstreitig ist dieses Schreiben un­
widersprochen geblieben« In den Rahmenverträgen sind 
andererseits auch keine Bestimmungen für den Fall vor­
gesehen, daß der Verleiher eine höhere Kopienzahl auf 
Kosten des Produzenten zieht, als sie in den Einzelver­
trägen festgelegt sind« Insbesondere kann ein solcher 
Schluß nicht, wie die Revision es offenbar will, aus 
Ziff 1 des Austauschabkommens gezogen werden« Nach Ziff 
1 aaO ist die Lieferung der Kopien für die Auswertung 
der Filme und des Rohmaterials zwar jeweils Sache des 
Produzenten» Daraus läßt sich aber jedenfalls nicht ent­
nehmen, daß auch für den Fall einer eindeutigen Vertrags­
abrede die Anzahl der zu fertigenden Kopien von dem Er­
messen des Verleihers abhängen würde« In Ziff 1 heißt 
es anschließend an die grundsätzlich festgelegte Ver­
pflichtung des Produzenten, daß für eine sachgemäße 
Auswertung eines Spielfilms ’»mindestens 20 Kopien” er­
forderlich seien» Es ist also dort nur die Mindestzahl 
der zü liefernden Kopien festgelegt, und es blieb nach 
den erörterten Ziff 2 und 5 den Parteien überlassen, 
eine höhere Kopienzahl in den Einzelvertragen zu ver­
einbaren» Hiervon sind auch die Parteien bei Abschluß 
der Filmvei'wertungsverträge ersichtlich ausgegangen$ 
denn andernfalls wäre es überflüssig gewesen, die genaue 
Zahl der zu liefernden Kopien in diesen Verträgen fest- 
zulegen«

Auch die von der Revision zur Stützung ihrer Ansicht 
herangezogene Ziff 8 des Zusatzabkommens steht dieser 
Auffassung nicht entgegen« Denn dort ist nur von Kopien­
kosten schlechthin die Rede« Über die Zahl der Kopien, 
deren Kosten zu Lasten des Produzenten gehen sollen, ist
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in dem Zusatzabkommen nach der zutreffenden Ansicht des 
Berufungsgerichts überhaupt nichts gesagto

Die Revision kann sich weiterhin auch nicht darauf 
berufen, daß die Beklagte nach Treu und Glauben und auf 
Grund ihres Rufes verpflichtet gewesen sei, die Auswer­
tung der Filme mit aller Sorgfalt vorzunehmen, und daß 
eine solche umfassende Auswertung in Deutschland erheb­
lich mehr als 20 Kopien erforderlich gemacht hätte« Es 
stand der Beklagten durchaus frei, die Zahl der Kopien 
mit dem Produzenten zu vereinbaren, die sie für die Aus- 
Wertung für erforderlich hielt, oder aber bei Weigerung 
des Produzenten von einem Vertragsabschluß Abstand zu 
nehmen« Sie kann indessen nicht die Grundsätze von Treu 
und Glauben für sich in Anspruch nehmen, wenn sie sich 
mit einer genauen Zahl der ihr zu überlassenden Kopien 
einverstanden erklärt hat und sich später das Bedürfnis 
nach <einer höheren Kopienzahl herausstellt„ Die Zahl der 
Kopien ergab sich nicht aus einer ungewissen Auswertungs­
chance des Filmes, sondern aus der Festlegung, die über 
sie in freier Vereinbarung getroffen werden konnte und 
tatsächlich auch getroffen worden ist«

Entgegen der Annahme der Revision bestand auch für 
das Berufungsgericht keine Veranlassung, sich mit der 
Bestimmung der Ziff 1 des Austauschabkomraens insoweit 
auseinanderzusetzen, als dort neben der Lieferung von 
Photokopien wahlweise die Lieferung des Rohmaterials als 
Verpflichtung des Produzenten genannt ist» Folgt hieraus 
auch die Befugnis der Verleihfirma, im gegebenen Falle 
selber Kopien herzustellen, so kann doch auch diese Be­
fugnis nur dahin gehen, aus dem Rohmaterial diejenige 
Anzahl der Kopien herzustellen, die ihr nach den ver­
traglichen Bestimmungen gestattet sind. Für das Beru­
fungsgericht ergab sich daher keine Notwendigkeit, die
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Möglichkeit der Belieferung mit Rohmaterial im Hinblick 
auf die Höhe der zu liefernden Kopien zu erörtern«

Die Vernehmung des von der Beklagten vorsorglich 
benannten Zeugen von hat das Berufungsgericht
mit der Begründung abgelehnt, daß dieser lediglich als 
Zeuge für den beim Abschluß d.es Pilmaüstauschabkommens 
und seiner Zusätze zum Ausdruck gekommenen Parteiwillen 
benannt sei«, Angesichts des erörterten und nicht zu be­
anstandenden Standpunktes des Berufungsgerichts, daß es 
für die Zahl der Kopien, soweit sie jedenfalls die in 
dem Austauschabkommen vorgesehene Mindeszahl erreichen, 
maßgebend auf die Binzeiverträge ankorome, hat das Beru­
fungsgericht ohne Verfahrensverstoß von der Vernehmung 
dieses Zeugen abgesehen«

Ebensowenig kann sich die Revision zur Begründung 
ihrer Ansicht auf Ziff 7 der Einzelverträge berufen«
Dort ist nur bestimmt, daß sich sämtliche nach diesen 
Vereinbarungen fälligen Zahlungen nach dem Filmaus- 
tauschabkoramen und dessen Ergänzungen regeln« Von der 
Anzahl der zu liefernden Kopien ist in dieser Bestim­
mung überhaupt nicht die Rede*

Ist nach alledem davon auszugehen, daß zwischen den 
Parteien für die Einzelverträge eine bestimmte Anzahl 
von Kopien vereinbart war, so hat das Berufungsgericht 
jedenfalls im Hinblick auf diese Vereinbarung zu Recht 
auch auf § 2 Ziff 4 der zum Vertragsinhalt gemachten 
Allgemeinen Monopol- und Lieferungsbedingungen verwie­
sen, in denen es ausdrücklich heißt, daß der Produzent 
nur dann zu einer größeren als der vereinbarten Anzahl 
von Kopien verpflichtet ist, wenn die Kopien verloren, 
gestohlen oder durch höhere Gewalt zerstört worden sind.
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Auf die Rüge der Revision, das Berufungsgericht sei 
von einer Höhe der von ihm in Vergleich gestellten Wer­
be- und Kopienkosten ausgegangen, die den Verhandlungen 
über das Austauschabkommen zugrunde gelegen hätten, kommt 
es nach alledem angesichts der maßgebenden Einzelverträge 
nicht an0 Im übrigen ist aber das Berufungsgericht inso­
weit von dem Vortrag der Beklagten ausgegangen und hat 
nur diejenigen Angaben zugrunde gelegt, die die Beklag­
te selber in diesem Rechtsstreit gemacht hatte«,

Da das Berufungsgericht schließlich festgestellt hat, 
daß der geltend gemachte Teilbetrag seine Deckung in dem 
mindestens von der Beklagten zu tragenden 30#igen Anteil 
der Kopienkosten findet und dieser Betrag von der Beklag­
ten von dem dem Kläger zustehenden Produzentenanteil zu­
rückbehalten worden ist, ist nach alledem die Revision, 
soweit der rechtlichen Beurteilung deutsches Recht zu­
grunde zu legen ist, in vollem Umfang unbegründete

HI« Eine abweichende Entscheidung rechtfertigt sich 
aber auch nicht nach Österreichischem Rechte Die vom 
Berufungsgericht in Anwendung der §§133? 157? 242 BGB 
vorgenommene Auslegung der vertraglichen Vereinbarungen 
steht in Übereinstimmung mit den Auslegungsgrundsätzen, 
die gemäß § 914 a BUB auch für Österreich maßgebend 
sind* Rach dieser Vorschrift ist-ebenso wie nach 
deutschem Recht - bei der Auslegung von Verträgen nicht 
an dem buchstäblichen Sinn des Ausdrucks zu haften, 
sondern es ist die Absicht der Parteien zu erforschen 
und der Vertrag so zu verstehen, wiä es der Übung des 
redlichen Verkehrs entsprichte Diese Grundsätze hat 
das Berufungsgericht int seiner,'Ent sche^ung beachtet«,
Der Senat tritt ihr in vollem Umfange bei» Andere 
österreichische Rechtsnormen, die eine abweichende rechtliche



Beurteilung rechtfertigen könnten? sind nicht ersicht­
lich und auch von den Parteien nicht vorgetragen worden.. 
Diese sind vielmehr offenbar selber davon ausgegangen 
daß die Entscheidung durch die Anwendung österreichischen 
Rechts nicht beeinflußt wird* Denn sie haben sich wäh­
rend des gesamten Verlaufs des Rechtsstreits weder auf 
abweichende Gesetzesbestimmungen noch auf unterschied­
liche Sätze der Verkehrssitte oder Handelsbräuche in 
Österreich berufen. Auch nach österreichischem Recht 
führt daher unter Zugrundelegung der Bestimmung des 
§ 914aBOB die Beurteilung der Rechtslage zu demselben 
Ergebnis? das sich nach deutschem Recht rechtfertigt*

Die Revision war nach alledem zurückzuweisen,,

Die Kostenentscheidung ergibt sieh aus § 97 ZPO<

Wilde Birnbach Nastelski
Christoph Weiss
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